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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND
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TEIL I

HmbGVBl. Nr. 6 DIENSTAG, DEN 21. FEBRUAR 2006

Tag I n h a l t Seite

Artikel 1

Hamburgisches Vergabegesetz
(HmbVgG)

§ 1

Sachlicher Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Vergabe öffentlicher Aufträge
der Freien und Hansestadt Hamburg im Sinne von § 99 des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in der
Fassung vom 26. August 1998 (BGBl. I S. 2547), zuletzt ge-
ändert am 9. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3220, 3229), unab-
hängig von den Schwellenwerten gemäß § 100 GWB. 

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf die Vergabe
von Leistungen, die im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit
erbracht oder im Wettbewerb mit freiberuflich Tätigen ange-
boten werden und deren Gegenstand eine Aufgabe ist, deren
Lösung nicht vorab eindeutig erschöpfend beschrieben werden
kann.

(3) Bei Vergaben öffentlicher Aufträge mit Ausnahme der
unter Absatz 2 genannten Leistungen sind unterhalb der
Schwellenwerte gemäß § 100 GWB die Verdingungsordnung
für Leistungen (VOL) und die Vergabe- und Vertragsordnung
für Bauleistungen (VOB) anzuwenden.

§ 2

Persönlicher Anwendungsbereich

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg und die sonstigen
der Aufsicht der Freien und Hansestadt Hamburg unterstehen-
den juristischen Personen des öffentlichen Rechts (Auftrag-
geber) haben bei der Vergabe öffentlicher Aufträge die Be-
stimmungen dieses Gesetzes zu beachten. 

(2) Die Auftraggeber sind verpflichtet, ihre Gesellschafter-
rechte in juristischen Personen des öffentlichen oder privaten
Rechts, die unter die Regelung des § 98 GWB fallen und an
denen die Auftraggeber durch mehrheitliche Beteiligung oder
in sonstiger Weise direkt oder indirekt bestimmenden Einfluss
nehmen können, so auszuüben, dass diese die Verdingungs-
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ordnung für Leistungen (VOL) und die Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Bauleistungen (VOB) sowie die Bestimmungen
dieses Gesetzes auch dann anwenden sollen, wenn dies recht-
lich nicht zwingend vorgeschrieben ist. Satz 1 gilt nicht für
Unternehmen, die mit mindestens 80 vom Hundert (v. H.)
ihres Umsatzes im entwickelten Wettbewerb zu anderen Unter-
nehmen stehen, soweit sie Aufträge in diesem Sektor vergeben.

§ 3

Tariftreueerklärung

(1) Aufträge für Bauleistungen dürfen nur an solche Unter-
nehmen vergeben werden, die sich bei der Angebotsabgabe
schriftlich verpflichten, ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern bei der Ausführung dieser Leistungen mindestens
das am Ort der Ausführung tarifvertraglich vorgesehene Ent-
gelt zum tarifvertraglich vorgesehenen Zeitpunkt zu bezahlen.
Als Bauleistungen gelten Leistungen des Bauhauptgewerbes
und des Baunebengewerbes. Satz 1 gilt für die Vergabe von 
Verkehrsleistungen im öffentlichen Personennahverkehr ent-
sprechend. 

(2) Gelten am Ort der Leistung mehrere Tarifverträge für
dieselbe Leistung, so hat der Auftraggeber einen gültigen 
Tarifvertrag des Gewerbes in Hamburg zu Grunde zu legen, der
mit einer tariffähigen Gewerkschaft vereinbart wurde. Tarif-
verträge zur Regelung von Mindestlöhnen beziehungsweise
Mindestentgelten werden hierbei nicht berücksichtigt.

§ 4

Mittelstandsförderung

(1) Die Auftraggeber sind verpflichtet, kleine und mittlere
Unternehmen bei beschränkten Ausschreibungen und frei-
händigen Vergaben in angemessenem Umfang zur Angebots-
abgabe aufzufordern.

(2) Das Vergabeverfahren ist, soweit nach Art und Umfang
der anzubietenden Leistungen möglich, so zu wählen und die
Verdingungsunterlagen sind so zu gestalten, dass kleine und
mittlere Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen und beim
Zuschlag berücksichtigt werden können.

§ 5

Nachunternehmereinsatz

(1) Der Auftragnehmer darf Bau- und Dienstleistungen nur
auf Nachunternehmer übertragen, wenn der Auftraggeber 
im Einzelfall schriftlich zugestimmt hat. Die Bieter sind ver-
pflichtet, schon bei Abgabe ihres Angebots anzugeben, welche
Leistungen an Nachunternehmer weiter vergeben werden 
sollen. Soweit Leistungen auf Nachunternehmer übertragen
werden, hat sich der Auftragnehmer auch zu verpflichten, den
Nachunternehmern die für den Auftragnehmer geltenden
Pflichten der Absätze 2 und 3 sowie von § 3 und § 10 Absatz 2
aufzuerlegen und die Beachtung dieser Pflichten durch die
Nachunternehmer zu kontrollieren.

(2) Eine nachträgliche Einschaltung oder ein Wechsel eines
Nachunternehmers bedarf bei Bau- und Dienstleistungen
ebenfalls der Zustimmung des Auftraggebers. Die Zustim-
mung zum Wechsel eines Nachunternehmers darf nur wegen
mangelnder Fachkunde, Zuverlässigkeit oder Leistungsfähig-
keit des Nachunternehmers sowie wegen Nichterfüllung der
Nachweispflicht gemäß § 7 Absatz 2 versagt werden.

(3) Auftragnehmer sind für den Fall der Weitergabe von
Leistungen an Nachunternehmen vertraglich zu verpflichten,

1. bevorzugt kleine und mittlere Unternehmen als Nachunter-
nehmen zu beteiligen, soweit dies mit der vertragsmäßigen
Ausführung des Auftrages vereinbar ist,

2. Nachunternehmen davon in Kenntnis zu setzen, dass es
sich um einen öffentlichen Auftrag handelt,

3. bei der Weitervergabe von Bauleistungen an Nachunter-
nehmen die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die 
Ausführung von Bauleistungen der Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Bauleistungen, Teil B (VOB/B), bei der Weiter-
gabe von Dienstleistungen die Allgemeinen Vertragsbe-
dingungen der Verdingungsordnung für Leistungen, Teil B
(VOL/B), zum Vertragsbestandteil zu machen und

4. den Nachunternehmern keine, insbesondere hinsichtlich
der Zahlungsweise, ungünstigeren Bedingungen aufzuer-
legen, als zwischen dem Auftragnehmer und dem Auftrag-
geber vereinbart sind.

§ 6

Wertung unangemessen niedriger Angebote

Weicht ein Angebot für die Erbringung von Bauleistungen,
auf das der Zuschlag erteilt werden könnte, um mindestens 
10 v. H. vom nächst höheren Angebot ab, so hat der Auftrag-
geber die Kalkulation des Angebots zu überprüfen. Im Rahmen
dieser Überprüfung sind die Bieter verpflichtet, die ordnungs-
gemäße Kalkulation nachzuweisen. Kommen die Bieter dieser
Verpflichtung nicht nach, so kann der Auftraggeber sie vom
weiteren Vergabeverfahren ausschließen.

§ 7

Nachweise

(1) Ein Angebot ist von der Wertung auszuschließen, wenn
der Bieter trotz Aufforderung folgende Unterlagen nicht 
beibringt:

1. aktuelle Nachweise über die vollständige Entrichtung von
Steuern und Beiträgen,

2. einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister, der nicht
älter als drei Monate sein darf, sowie

3. bei Aufträgen für Bauleistungen eine Tariftreueerklärung
nach § 3.

Bei fremdsprachigen Bescheinigungen ist eine Übersetzung
in die deutsche Sprache beizufügen.

(2) Soll die Ausführung eines Teils des Auftrags über die
Erbringung von Bauleistungen oder Dienstleistungen einem
Nachunternehmer übertragen werden, so sind vor der Auf-
tragserteilung auch die auf den Nachunternehmer lautenden
Nachweise gemäß Absatz 1 vorzulegen.

§ 8

Unternehmensverzeichnis

(1) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ein
Verzeichnis derjenigen Unternehmen einzurichten, die Liefer-,
Dienst- oder Bauleistungen für Auftraggeber im Sinne von 
§§ 1 und 2 erbringen (Unternehmensverzeichnis). Die Ver-
ordnung regelt die Voraussetzungen für die Eintragung und die
daraus erwachsenden Rechte und Pflichten für eingetragene
Unternehmen. Sie bestimmt außerdem die Stelle, bei der das
Unternehmensverzeichnis geführt wird. 

(2) Die bestehenden, auf Grund von § 15 c des Mittelstands-
förderungsgesetzes Hamburg vom 2. März 1977 (HmbGVBl. 
S. 55), zuletzt geändert am 4. Dezember 2002 (HmbGVBl. 
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S. 302), erlassenen Verordnungen gelten als auf Grund von
Absatz 1  erlassen.

§ 9

Sicherheitsleistung bei Bauleistungen

(1) Für die vertragsgemäße Erfüllung sind bei Öffentlicher
Ausschreibung und Offenem Verfahren erst ab einer voraus-
sichtlichen Auftragssumme von 250 000 Euro Sicherheiten zu
verlangen. Bei Beschränkter Ausschreibung, Beschränkter
Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb,
Freihändiger Vergabe, Nichtoffenem Verfahren und Verhand-
lungsverfahren sollen Sicherheiten in der Regel nicht verlangt
werden.

(2) Für die Erfüllung der Mängelansprüche sind Sicher-
heitsleistungen in der Regel ab einer Auftragssumme oder ab
Abrechnungssummen von 250 000 Euro zu verlangen.

§ 10

Kontrollen

(1) Der Auftraggeber ist berechtigt, Kontrollen durchzu-
führen, um die Einhaltung der dem Auftragnehmer auf Grund
dieses Gesetzes auferlegten Verpflichtungen zu überprüfen. Er
darf zu diesem Zweck Einblick in die Entgeltabrechnungen der
Auftragnehmer und der Nachunternehmer und die Unterlagen
über die Abführung von Steuern und Beiträgen gemäß 
§ 7 Absatz 1 sowie in die zwischen Auftragnehmer und Nach-
unternehmer abgeschlossenen Werkverträge nehmen. Der
Auftragnehmer hat seine Beschäftigten auf die Möglichkeit 
solcher Kontrollen hinzuweisen. 

(2) Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben
vollständige und prüffähige Unterlagen gemäß Absatz 1 über
die eingesetzten Beschäftigten bereitzuhalten. Auf Verlangen
des Auftraggebers sind ihm diese Unterlagen vorzulegen.

§ 11

Sanktionen bei Bauleistungen und Dienstleistungen

(1) Um die Einhaltung der aus §§ 3, 5 und § 10 Absatz 2
resultierenden Verpflichtungen des Auftragnehmers zu
sichern, ist zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragneh-
mer für jeden schuldhaften Verstoß regelmäßig eine Vertrags-
strafe in Höhe von 1 v.H., bei mehreren Verstößen zusammen

bis zur Höhe von 5 v. H. der Auftragssumme zu vereinbaren.
Der Auftragnehmer ist zur Zahlung einer Vertragsstrafe nach
Satz 1 auch für den Fall zu verpflichten, dass der Verstoß durch
einen von ihm eingesetzten Nachunternehmer oder einen von
diesem eingesetzten Nachunternehmer zu vertreten ist.

(2) Die Auftraggeber haben mit dem Auftragnehmer zu 
vereinbaren, dass die schuldhafte Nichterfüllung der aus § 3
resultierenden Anforderungen durch den Auftragnehmer oder
seine Nachunternehmer sowie schuldhafte Verstöße gegen die
aus § 5 und § 10 Absatz 2 resultierenden Verpflichtungen den
Auftraggeber zur fristlosen Kündigung berechtigen.

Artikel 2

Drittes Gesetz zur Änderung 
des Mittelstandsförderungsgesetzes Hamburg 

Das Mittelstandsförderungsgesetz Hamburg vom 2. März
1977 (HmbGVBl. S. 55), zuletzt geändert am 4. Dezember 2002
(HmbGVBl. S. 302), wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden die Einträge zu den §§ 15 bis
15 c gestrichen.

2. Die §§ 15 bis 15 c werden aufgehoben.

Artikel 3

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten des auf die Verkündung
folgenden Monats in Kraft. Zum selben Zeitpunkt tritt
das Hamburgische Vergabegesetz vom 18. Februar 2004
(HmbGVBl. S. 97) außer Kraft.

(2) Auf öffentliche Aufträge, deren Vergabe vor In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes eingeleitet worden ist, findet das Ham-
burgische Vergabegesetz in der zum Zeitpunkt der Einleitung
der Vergabe geltenden Fassung Anwendung. Als Einleitung ist
im Zweifel der Termin der Bekanntmachung anzusehen.

(3) Artikel 1 dieses Gesetzes tritt am 31. Dezember 2008
außer Kraft.

(4) Das Hamburgische Gesetz zur Einrichtung und
Führung eines Korruptionsregisters vom 18. Februar 2004
(HmbGVBl. S. 98) wird aufgehoben.

Aufgefertigt Hamburg, den 13. Februar 2006.

Der Senat
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§ 1

Voraussetzungen für die staatliche Anerkennung

(1) Wer das Studium der Sozialpädagogik an der Hoch-
schule für Angewandte Wissenschaften Hamburg oder an der
Evangelischen Hochschule für soziale Arbeit und Diakonie mit
der Bachelorprüfung erfolgreich abgeschlossen hat, erwirbt
damit zugleich die staatliche Anerkennung als Sozialpädagoge
und Sozialarbeiter, bzw. Sozialpädagogin und Sozialarbeiterin.

(2) Die im Studium zu erwerbenden Kenntnisse und Fähig-
keiten müssen die Studierenden befähigen, selbstständig und
eigenverantwortlich im Bereich der Sozialpädagogik und 
Sozialarbeit beruflich zu handeln. Dazu weisen die Hoch-
schulen im Rahmen des Genehmigungsverfahrens für die
jeweilige Studien- und Prüfungsordnung nach, dass für diesen
Zweck hinreichende Praxisanteile einschließlich eines Erfolgs-
nachweises für die Studierenden vorgesehen sind.

(3) Über die Anerkennung von Praxisstellen zur Durch-
führung von Praxisanteilen nach Absatz 2 entscheiden die
Hochschulen. Als Träger von Praxisstellen im Bereich der
freien Wohlfahrtspflege können juristische Personen und 
Personenvereinigungen anerkannt werden, wenn sie

1. auf dem Gebiet der Jugend- und Sozialhilfe tätig sind,

2. gemeinnützige Ziele verfolgen,

3. auf Grund der fachlichen und personellen Voraussetzungen
erwarten lassen, dass sie einen nicht unwesentlichen Beitrag
zur Erfüllung der Aufgaben in der Jugend- und Sozialhilfe
zu leisten im Stande sind und

4. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förder-
liche Arbeit bieten.

§ 2

Urkunde über die staatliche Anerkennung

(1) Über die staatliche Anerkennung wird eine Urkunde
von der Hochschule ausgestellt, die zur Führung der Berufs-
bezeichnung „Staatlich anerkannter Sozialpädagoge und
Sozialarbeiter“ bzw. „Staatlich anerkannte Sozialpädagogin
und Sozialarbeiterin“ berechtigt.

(2) Die staatliche Anerkennung setzt einen erfolgreichen
Bachelorabschluss voraus.

(3) Die staatliche Anerkennung wird für den Zeitpunkt
ausgesprochen, an dem auch die Bachelorurkunde ausgestellt
worden ist.

§ 3

Übergangs- und Schlussvorschriften

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in
Kraft. Zum selben Zeitpunkt wird das Gesetz über die staat-
liche Anerkennung von Sozialpädagogen und Sozialarbeitern
sowie Sozialpädagoginnen und Sozialarbeiterinnen vom
27. Juni 1995 (HmbGVBl. S. 139) aufgehoben. 

(2) Staatliche Anerkennungen als Sozialpädagoge und
Sozialarbeiter bzw. Sozialpädagogin und Sozialarbeiterin, die
nach einem Hochschulstudium in einem entsprechenden 
Studiengang in einem anderen Land der Bundesrepublik
Deutschland erteilt worden sind, stehen den staatlichen 
Anerkennungen nach diesem Gesetz gleich.

(3) Für Absolventen, die eine Diplomprüfung an einer der
in § 1 Absatz 1 genannten Hochschulen abschließen, ist das
Gesetz über die staatliche Anerkennung von Sozialpädagogen
und Sozialarbeitern sowie Sozialpädagoginnen und Sozial-
arbeiterinnen in der geltenden Fassung weiter anzuwenden.

Gesetz 
über die staatliche Anerkennung von Sozialpädagogen und Sozialarbeitern 

sowie Sozialpädagoginnen und Sozialarbeiterinnen
Vom 13. Februar 2006

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Aufgefertigt Hamburg, den 13. Februar 2006.

Der Senat
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§ 1
Das Gesetz über Verwaltungsbehörden in der Fassung 

vom 30. Juli 1952 (Sammlung des bereinigten hamburgischen
Landesrechts I 2000 - a), zuletzt geändert am 5. April 2004
(HmbGVBl. S. 197), wird wie folgt geändert:
1. § 7 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
1.1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Bedienstete der Freien und Hansestadt Hamburg, die im
Bereich einer Fachbehörde einschließlich der ihr nach-
geordneten Stellen der unmittelbaren Staatsverwaltung
beschäftigt sind, sowie ehemalige Senatoren, Senats-
syndici und Bedienstete für einen Zeitraum von fünf 
Jahren nach Beendigung ihrer Beschäftigung oder Ende
ihrer Amtszeit können der Deputation dieser Behörde
auch unbeschadet des Satzes 1 nicht angehören.“ 

1.2 Folgende Sätze werden angefügt: 
„Personen, die als Mitglied des Vorstandes oder des Auf-
sichtsrates einer juristischen Person des Privatrechts oder
eines vergleichbaren Organs einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts tätig  sind, an der die Freie und
Hansestadt Hamburg beteiligt ist und die nicht allein der
Rechtsaufsicht des Senats untersteht, können der Deputa-
tion der Behörde, die die Aufsicht ausübt, nicht
angehören. Die in Satz 3 geregelte Sperrfrist gilt entspre-
chend.“

2. § 8 wird aufgehoben
3. § 9 wird wie folgt geändert: 
3.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Deputierten nehmen teil an Entscheidungen über
Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung, insbe-
sondere an Entscheidungen über die Aufstellung und
Durchführung des Haushaltsplanes und über Änderungen
in der Organisation ihrer Behörde, an der sachlichen Erle-
digung von Beschwerden von allgemeiner Bedeutung und

an Vorschlägen, die von den Behörden für die Ernennung
und Beförderung von Beamten einschließlich der Staats-
anwälte ab der Besoldungsgruppe A 13 gehobener Dienst
und der Besoldungsgruppe R 1 aufwärts sowie für die
Einstellung und Höhergruppierung von Angestellten
ab der Vergütungsgruppe BAT II a an aufwärts und
außertarifliche Verträge vergleichbarer Wertigkeit ge-
macht werden.“

3.2 In Absatz 2 Satz 4 wird der Punkt am Ende durch ein
Komma ersetzt und folgende Textstelle angefügt:

„dies gilt nicht für die Geschäftsordnungen einzelner 
Ausschüsse.“ 

4. In § 10 Absatz 1 wird hinter Satz 2 folgender Satz 
eingefügt: 

„Bei deren Verhinderung aus wichtigem Grund kann der
für die Behörde zuständige Senatssyndicus den Vorsitz
ohne Stimmrecht führen.“

5. § 11 Sätze 2 und 3 erhält folgende Fassung:

„Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präses oder
seines Stellvertreters den Ausschlag. Die Deputation ist
beschlussfähig, wenn außer dem Vorsitzenden mindestens
die Mehrheit der Deputierten anwesend ist.“

6. § 14 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Deputierten haben für die Bereiche, in denen sie
Mitwirkungsrechte nach § 9 Absatz 1 besitzen, das Recht
zur Einsicht in die Akten der Behörde, der sie angehören,
soweit dem Bekanntwerden des Inhaltes nicht gesetzliche
Vorschriften oder das Staatswohl entgegenstehen.“

7. In § 16 Satz 1 werden die Wörter „ mit Genehmigung des
Senats“ gestrichen. 

§ 2

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Verkündung
folgenden Monats in Kraft. 

Siebzehntes Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über Verwaltungsbehörden

Vom 13. Februar 2006

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Aufgefertigt Hamburg, den 13. Februar 2006.

Der Senat
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